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Die Anforderung der vertragsrechtlichen Umsetzung der 
Ziele des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) – Personen-, 
Leistungs- und Wirkungsorientierung – auf der Angebots-
strukturebene gehört zu den zentralen Herausforderun-
gen, die im System der Eingliederungshilfe in den kom-
menden Jahren zu bewältigen sind. Daher sind weiterfüh-
rende „Überlegungen zur Gestaltung“ durchaus zu begrü-
ßen. Allerdings sollten solche Überlegungen dann auch 
begrifflich klar sein und die konkrete Gesetzeslage sowie 
die derzeitigen tatsächlichen vertragsrechtlichen Bedin-
gungen auch sinnerfassend und vollständig zum Aus-
gangspunkt haben. Der Beitrag von Schellberg im NDV 
April 2018 erfüllt diese Anforderung leider nicht, wie im 
Folgenden dargelegt wird.

1. Rahmenverträge, Zielvereinbarungen, Leis-
tungs- und Vergütungsvereinbarungen

Schon die Begriffswahl „Rahmenvereinbarungen“ ver-
wirrt, da diese im BTHG-Vertragsrecht der Eingliederungs-
hilfe gar nicht vorkommen.2 Das Gesetz spricht auch schon 
bisher (§§ 75 f. SGB XII) von (Landes-)Rahmenverträgen 
(nun: § 131 SGB IX) sowie von Zielvereinbarungen (§ 132 
SGB IX) auf der Strukturebene, und von Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen (§ 125 SGB IX) auf der Leis-
tungsebene mit jeweils klar beschriebenen Regelungsge-
genständen, die bei weiterführenden Überlegungen zu 
beachten sind. Zwar räumt Schellberg selbst ein, er habe 
„nicht den Anspruch sozial- und vertragsrechtlicher 
Präzision“3 – dann helfen entsprechend unpräzise, die 
verschiedenen Vertragsebenen und -inhalte nicht ausein-

anderhaltende Überlegungen allerdings in der Praxis auch 
nicht weiter. Schellberg widerspricht sich in seinen Aussa-
gen, springt zwischen vorzuhaltenden Angeboten und 
dem im Fallmanagement zu beachtenden Grundsatz der 
Personenzentrierung hin und her, verortet Regelungen im 
Rahmenvertrag, die gar nicht vertragsrechtlich regelbar, da 
originäres Steuerungshandeln des Leistungsträgers sind 
(Bedarfsermittlung) oder die in Leistungsvereinbarungen 
festzuschreiben und zu präzisieren sind. Vieles wird von 
ihm zu kleinteilig für einen Rahmenvertrag differenziert 
und bleibt dabei dennoch wenig konkret. Dies spiegelt 
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zwar die Situation wieder, in der sich die Eingliederungshil-
fe gegenwärtig befindet – ein Paradigmenwechsel, bei 
dem alle Akteure umdenken, sich neu aufstellen müssen 
und sich in einen länger angelegten Lernprozess begeben. 
Eine „unter Unsicherheit (und deshalb vorsichtig) formu-
lierte Vertragslösung“4 hilft da allerdings als Landesrah-
menvertrag nicht wirklich weiter.

Rahmenverträge geben unter Berücksichtigung gesetzli-
cher Vorgaben die normative Orientierung für das konkre-
te Leistungs- und Vergütungs-Vertragsgeschehen auf Län-
derebene. Der Rahmenvertrag soll Standards zu den 
schriftlichen Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX 
formulieren. Dies schafft Verlässlichkeit und ein gemeinsa-
mes Verständnis über die Leistungserbringung. Der Träger 
der Eingliederungshilfe benötigt dabei, wie auch die Leis-
tungserbringer, klare, langfristige Rahmenbedingungen. Es 
ist weder für den Träger der Eingliederungshilfe noch für 
die Leistungserbringer möglich, sich an kurzfristigen, vor 
allem ergebnisoffenen Entwicklungsschritten zu orientie-
ren und dies im Rahmenvertrag auch noch festzuschrei-
ben. Das generiert eher Unruhe und Unsicherheit auf allen 
Seiten. Schließlich hat der Gesetzgeber für gewollte, offe-
ne Experimente mit dem § 132 SGB IX eine eigene Vor-
schrift geschaffen,5 mit der neben den vorgeschriebenen 
Landesrahmenverträgen nach neuen Lösungen gesucht 
werden kann. Für die Rahmenverträge sind in § 131 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 7 SGB IX die zu regelnden Punkte abschlie-
ßend benannt – die von Schellberg ausführlich behandelte 
Bedarfsfeststellung und die dabei eingesetzten Instrumen-
te gehören nicht dazu. Diese gehören in das Steuerungs-
geschehen des Leistungsträgers und sind insoweit in den 
Gesetzespassagen zur Teilhabeplanung (§§ 19–23 SGB IX) 
sowie zur Gesamtplanung (§§ 117–122 SGB IX), allgemein 
auch in § 13 SGB IX, klar geregelt. Auftragsgrundlage für 
die konkrete Leistungserbringung ist die Teilhabezielver-
einbarung; hierauf kann im Landesrahmenvertrag hinge-
wiesen und in der konkreten Leistungs- und Vergütungs-
vereinbarung verpflichtend Bezug genommen werden, in 
der Art, Umfang, Ziel und Qualität der Leistungen abstrakt 
zu bestimmen ist. Zwingender Bestandteil eines Landes-
rahmenvertrages ist allerdings „die Festlegung von Perso-
nalrichtwerten oder anderen Methoden zur Festlegung der 
personellen Ausstattung“ (§ 131 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 SGB IX) 
– von Schellberg als „nicht mehr erforderlich“ bezeichnet;6 
das ist dann nicht mehr „sozialrechtlich unpräzise“, son-
dern schlicht falsch und rechtswidrig.

2. Neue Rolle der leistungsberechtigten 
 Menschen

Mit Bedauern ist festzustellen, dass die Leistungsberech-
tigten, die eine maßgebliche Rolle mit dem BTHG erhalten 
und in den Mittelpunkt gerückt werden (personenzentrier-
te Neuausrichtung der Eingliederungshilfe), in diesem Arti-
kel von Schellberg als letztes in den Blick genommen 
werden. Die Leistungen der Eingliederungshilfe sollen 
künftig personenzentriert ausgerichtet und erbracht wer-
den, d.h. sie sollen so ausgestaltet und modularisiert wer-
den, dass sie unabhängig vom jeweiligen Wohnort bzw. 
der jeweiligen Wohnform in Anspruch genommen und 

 

von den Leistungsberechtigten selbst zusammengestellt 
werden können (z.B. definiert § 42a Abs. 5 und 6 SGB XII 
ab 2020 den angemessenen Bedarf für Unterkunft und 
Heizung in kollektiven Wohnformen als einen von mehre-
ren Pfeilern zur Umsetzung des vorgenannten Grundsat-
zes). Dazu hat der Gesetzgeber in § 131 Abs. 2 SGB IX 
ausdrücklich angeordnet, dass die durch Landesrecht be-
stimmten maßgebenden Interessenvertretungen der Men-
schen mit Behinderungen bei der Erarbeitung und Be-
schlussfassung der Rahmenverträge mitwirken. Die Leis-
tungsberechtigten sind also auch auf der Strukturebene in 
die Entscheidungsprozesse mit einzubeziehen und deren 
Rechte zu stärken. Entscheidend für jede Regelung eines 
neuen Rahmenvertrages ist, diese tragende Rolle der Leis-
tungsberechtigten und ihrer Interessenvertretungen her-
vorzuheben und die Rahmenbedingungen zur Erfüllung 
des gesetzlichen Anspruchs (i.S.v. § 104 SGB IX) zu be-
schreiben und zu vereinbaren. Die Linie für die konkrete 
Ausgestaltung der Leistungsvereinbarungen muss klar 
sein, soll aber nicht zu einem engen Korsett der Leistungs-
erbringer und zum Risiko für die Leistungsberechtigten 
werden. Schon in der Präambel eines neuen Landesrah-
menvertrages (oder einer Zielvereinbarung „zur Erprobung 
neuer und zur Weiterentwicklung der bestehenden Leis-
tungs- und Finanzierungsstrukturen“ – § 132 Abs. 1 
SGB IX) sollte klargestellt werden, dass der Rahmenvertrag 
geschlossen wird, damit den Leistungsberechtigten eine 
individuelle Lebensführung nach § 90 SGB IX ermöglicht 
wird. Dies bedeutet im Einzelnen, eine volle, wirksame und 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 
fördern – selbstbestimmt und eigenverantwortlich.

3. Personenzentrierte Angebote und deren 
Vergütung

Leistungstypen, Leistungspauschalen und Gruppen mit 
vergleichbarem Bedarf sind im BTHG ausdrücklich benann-
te, in Landesrahmenverträgen zu regelnde Mechanismen, 
die die Vergütung und Abrechnung erbrachter Leistungen 
strukturieren können (vgl. § 131 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB IX) 
und in den Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen in 
Bezug zu nehmen sind. In diesen dürfen sogar „andere 
geeignete Verfahren zur Vergütung und Abrechnung“ 
vereinbart werden (§ 125 Abs. 3 Satz 4 SGB IX). In diesem 
Kontext ist eine vertragliche Bezugnahme auf individuelle 
Bedarfe also weder gesetzlich vorgesehen noch sinnvoll, 
da die Verträge immer vom konkreten Individuum abstra-
hieren und eine pauschale Abrechnung ermöglichen müs-
sen – der Leistungserbringer bleibt dennoch zur konkreten 
individuellen Deckung des tatsächlichen Bedarfs gemäß 
der Vorgaben des individuellen Teilhabe- bzw. Gesamt-
plans verpflichtet (vgl. § 123 Abs. 4 SGB IX). Die These 
Schellbergs, eine konkret personenorientierte Vergütung 
sei alternativlos und „jede einheitliche Pauschalvergü-
tung“ führe zu Leistungsstandardisierung, Über- oder 
Unterfinanzierung,7 wirkt daher befremdlich. Pauschalen 

 

4) Schellberg (Fußn. 1), S. 149.
5) Und in § 125 Abs. 3 Satz 4 SGB IX für die Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen 

aufgegriffen.
6) Schellberg (Fußn. 1), S. 151.
7) Schellberg (Fußn. 1), S. 149.
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lassen Spielräume für individuelle Gestaltung in Bezug auf 
Teilhabewünsche und bieten gleichzeitig für den Leis-
tungserbringer finanzielle Planungssicherheit. Es kann für 
bestimmte Leistungsformen sehr empfehlenswert oder gar 
geboten sein, über Struktur-/Sockelvergütungen notwen-
dige Bestandteile der Leistung losgelöst von der zu erbrin-
genden konkreten Leistung (für sozialräumliches Arbeiten, 
zur Aufrechterhaltung des Betriebes) zu vergüten.

4. Neue Aufgaben, Verwaltungs- und Steue-
rungskosten?

Die eine qualifizierte Bedarfseinschätzung einschließende 
Durchführung von Teilhabe- oder Gesamtplankonferenzen 
ist zwar mit dem BTHG wesentlich detaillierter beschrie-
ben, aber in der Eingliederungshilfe keinesfalls neu (vgl. 
§ 58 SGB XII); dazu bedarf es keiner Rahmenvereinbarun-
gen. Auch ein qualifiziertes Vertragsmanagement und eine 
belastbare Leistungsabrechnung gehören seit der Abschaf-
fung des Kostendeckungsprinzips mit der BSHG-Reform 
1995/1999 zu den Standardanforderungen im System der 
Eingliederungshilfe. Und eine „Kundenselektion“ wird 
schon heute regelhaft durch entsprechende einzelvertrag-
liche Verpflichtung ausgeschlossen, bedarf also keiner 
neuen Rahmenvereinbarungsregelung. Die Ausführungen 
Schellbergs dazu8 gehen somit fehl.

5. Wirksame Leistungen

Dass das neue Leistungsrecht der Eingliederungshilfe künf-
tig explizit auf Wirksamkeit abstellt, ist in der Tat neu und 
bedarf gemäß § 131 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SGB IX entgegen 
der Annahme von Schellberg zwingend der Regelung zu-
gehöriger Grundsätze und Maßstäbe sowohl in den Lan-
desrahmenverträgen wie auch in den Leistungs- und Ver-
gütungsvereinbarungen (gemäß § 125 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX). 
Darüber hinaus wird die Wirksamkeit der vereinbarten 
Leistungen dann auch vom gesetzlichen Prüfrecht des Leis-
tungsträgers umfasst (§ 128 Abs. 1 Satz 1 SGB IX). Warum 
Schellberg meint, bis Ende 2019 sei dieser klare gesetzge-
berische Auftrag wohl nicht umsetzbar und es bedürfe 
eher einer „Entwicklungsvereinbarung“9 (?), erschließt sich 
nicht. In der Freien und Hansestadt Hamburg existiert dazu 
ein weit fortgeschrittener Diskussionsstand auf der 
Strukturebene,10 der auch in bereits ausverhandelten Ein-
zelvereinbarungen für 2019 f. in Bezug genommen wird.

6. Neue Anbieter

Auch hierzu ist die rechtliche und fachliche Realität eine 
andere, als von Schellberg dargelegt:11 Es herrscht im EGH-
Vertragsrecht seit langem Kontrahierungszwang für alle 
gleichwertigen Angebote, und auch privat-gewerbliche 
Anbieter spielen durchaus eine gewichtige Rolle, z.B. in 
der EGH-Sozialpsychiatrie. Der bpa und weitere privat-ge-
werbliche Anbieterverbände sind z.B. in Hamburg von 
Anbeginn selbstverständliche Parteien des Landesrahmen-
vertrages. Die im BTHG neu erwähnten „Anderen Leis-
tungsanbieter“ (§ 60 SGB IX) sollen eine zu den Werkstät-
ten für behinderte Menschen alternative, dabei weitge-
hend den gleichen Voraussetzungen unterliegende Einzel-

leistung der Teilhabe am Arbeitsleben entwickeln; andere 
grundsätzliche Ausweitungen des Spektrums der Leis-
tungsanbieter bringt das BTHG nicht. Die von Schellberg 
erwähnten „stärker sozialräumlichen Angebote“12 stellen 
gerade keine Ausweitung von Anbietern dar, sondern sind 
ein Impuls für die entsprechende Gestaltung der vorhan-
denen Angebote der sozialen Teilhabe. Schließlich sind die 
Landesrahmenverträge die gesetzlich gewollte Grundlage 
für alle im Land abzuschließenden Leistungs- und Vergü-
tungsvereinbarungen; „außerhalb“ der „Rahmenvereinba-
rungen“ stehende „andere Anbieter“13 darf es also gar 
nicht geben – es sei denn hier liegt eine personenbezoge-
ne Einzelbewilligung gemäß § 123 Abs. 5 SGB IX vor.

Fast alle von Schellberg angesprochenen Fragestellungen 
werden bereits auf den verschiedenen vertragsrechtlichen 
Ebenen – allerdings meist mit anderen, gesetzeskonforme-
ren Zielstellungen – erörtert. Lernen können die bereits 
trialogisch aktiven Akteure hier nur im Prozess mit- und 
voneinander; es gilt also, diesen Austausch zu organisieren 
und nicht mit sozial- und vertragsrechtlich unpräzisen, 
mitunter völlig das Thema verfehlenden Überlegungen 
Verwirrung zu stiften. Wir hoffen, dass die vorliegende 
Entgegnung diesem Anspruch besser genügt. 

 

 8) Schellberg (Fußn. 1), S. 151, Ziffer 9.
 9) Schellberg (Fußn. 1), S. 151, Ziffer 10.
10) Vgl. Weberling, A./Mellies, D.: Wirkungsorientierung in den Leistungen der Einglie-

derungshilfe, in: NDV 2018, 109–111.
11) Schellberg (Fußn. 1), S. 151 f., Ziffer 11.
12) Schellberg (Fußn. 1), S. 151.
13) Schellberg (Fußn. 1), S. 152.
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